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500. Bundesgesetz: Änderung des Landarbeitsgesetzes 1984
(NR: GP XVIII RV 1059 AB 1120 S. 130. BR: AB 4614 S. 573.)

501. Bundesgesetz: Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes
(NR: GP XVIII IA 512/A AB 1121 S. 130. BR: AB 4615 S. 573.)

502. Bundesgesetz: Beschäftigungssicherungsnovelle 1993
(NR: GP XVIII RV 1194 AB 1222 S. 130. BR: AB 4617 S. 573.)

500. Bundesgesetz, mit dem das Landarbeits-
gesetz 1984 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Die im Landarbeitsgesetz 1984, BGBl. Nr. 287,
für die Regelung des Arbeitsrechtes in der Land-
und Forstwirtschaft gemäß Art. 12 Abs. 1 Z 6 B-VG
aufgestellten Grundsätze sowie sonstigen Bestim-
mungen, die unmittelbar anwendbares Bundesrecht
darstellen, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 472/1992, werden wie folgt geändert:

1. (Grundsatzbestimmung) § 1 Abs. 4 lautet:

„(4) Land- und forstwirtschaftliche Angestellte
sind Personen, die in Betrieben der Land- und
Forstwirtschaft vorwiegend zur Leistung höherer
oder kaufmännischer Dienste oder zu Kanzleiarbei-
ten angestellt sind."

2. (Grundsatzbestimmung) Nach § 10 wird
folgender § 10 a samt Überschrift eingefügt:

„Teilzeitarbeit

§ 10 a. (1) Teilzeitarbeit liegt vor, wenn die
vereinbarte Wochenarbeitszeit im Durchschnitt

1. die gesetzliche regelmäßige Wochenarbeits-
zeit (§ 56) oder

2. eine durch Normen der kollektiven Rechtsge-
staltung festgelegte kürzere regelmäßige Wo-
chenarbeitszeit oder

3. eine durch Dienstvertrag im Betrieb üblicher-
weise allgemein festgelegte regelmäßige Wo-
chenarbeitszeit, die kürzer als die regelmäßige
Wochenarbeitszeit gemäß Z 1 oder 2 ist,

unterschreitet.

(2) Ausmaß und Lage der Arbeitszeit gemäß
Abs. 1 und ihre Änderung sind zu vereinbaren,
sofern sie nicht durch Betriebsvereinbarung festge-
setzt werden.

(3) Abweichend von Abs. 2 kann die Lage der
Arbeitszeit vom Dienstgeber geändert werden,
wenn

1. dies aus objektiven, in der Art der Arbeitslei-
stung gelegenen Gründen sachlich gerechtfer-
tigt ist,

2. dem Dienstnehmer die Lage der Arbeitszeit
für die jeweilige Woche mindestens zwei
Wochen im vorhinein mitgeteilt wird, sofern
Normen der kollektiven Rechtsgestaltung
nicht anderes bestimmen,

3. berücksichtigungswürdige Interessen des
Dienstnehmers dieser Einteilung nicht entge-
genstehen und

4. keine Vereinbarung entgegensteht.

(4) Teilzeitbeschäftigte Dienstnehmer sind zur
Arbeitsleistung über das vereinbarte Ausmaß
(Mehrarbeit) nur insoweit verpflichtet, als

1. gesetzliche Regelungen, Normen der kollekti-
ven Rechtsgestaltung oder der Dienstvertrag
dies vorsehen,

2. ein erhöhter Arbeitsbedarf vorliegt und
3. berücksichtigungswürdige Interessen des

Dienstnehmers nicht entgegenstehen.

(5) Bei Leistung von Mehrarbeit über das
vereinbarte Ausmaß findet Abs. 4 Z 3 in den Fällen
des § 61 Abs. 5 keine Anwendung.

(6) Teilzeitbeschäftigte Dienstnehmer dürfen
wegen der Teilzeitarbeit gegenüber vollzeitbeschäf-
tigten Dienstnehmern nicht benachteiligt werden, es
sei denn, sachliche Gründe rechtfertigen eine
unterschiedliche Behandlung.

(7) Sofern in Normen der kollektiven Rechtsge-
staltung oder in Dienstverträgen Ansprüche nach
dem Ausmaß der Arbeitszeit bemessen werden, ist
bei Teilzeitbeschäftigung die regelmäßig geleistete
Mehrarbeit zu berücksichtigen, dies insbesondere
bei der Bemessung der Sonderzahlungen.
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(8) Durch Normen der kollektiven Rechtsgestal-
tung können für spezifische wetterabhängige
Erfordernisse abweichende Regelungen von den
Bestimmungen des Abs. 2 und Abs. 3 Z 2 getroffen
werden.

(9) Die Abs. 2 bis 5, 7 und 8 gelten nicht für
Teilzeitbeschäftigungen gemäß §§ 26 g und 105 a."

3. (Grundsatzbestimmung) Dem § 16 wird
folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Dienstnehmern, deren Arbeitszeit bei dem-
selben Dienstgeber wegen Inanspruchnahme der
Gleitpension auf ein im § 253 c Abs. 2 ASVG
genanntes Ausmaß vermindert wird, gebühren im
Kalenderjahr der Umstellung sonstige, insbesondere
einmalige Bezüge im Sinne des § 67 Abs. 1 des
Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, in
der jeweils geltenden Fassung, in dem der
Vollzeitbeschäftigung und der Beschäftigung mit
verminderter Arbeitszeit entsprechenden Ausmaß
im Kalenderjahr."

4. (Grundsatzbestimmung) Dem § 17 wird
folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die Deputate sind den teilzeitbeschäftigten
Dienstnehmern in jenem Verhältnis zu gewähren,
das dem Verhältnis der regelmäßig geleisteten
Arbeitszeit zur regelmäßigen Wochenarbeitszeit im
Sinne des § 10 a Abs. 1 Z 1 bis 3 entspricht."

5. (Grundsatzbestimmung) Nach § 26 Abs. 2 Z 1
wird folgende Z 1 a eingefügt:

„1 a. notwendige Betreuung eines Kindes (Wahl-
oder Pflegekindes) bis zum zwölften Lebens-
jahr infolge Ausfalls der ständigen Betreu-
ungsperson durch Erkrankung, Tod, Auf-
enthalt in einer Heil- oder Pflegeanstalt,
Verbüßen einer Freiheitsstrafe,"

6. (Grundsatzbestimmung) § 26 b Abs. 2 erster
Satz lautet:

„In den Fällen des § 26 a Abs. 1 Z 2 beginnt der
Karenzurlaub des Dienstnehmers frühestens zu dem
Zeitpunkt, zu dem ein Beschäftigungsverbot nach
§ 99 Abs. 1 enden würde."

7. (Grundsatzbestimmung) § 26 e Abs. 1 erster
Satz lautet:

„Der Dienstnehmer, der einen Karenzurlaub oder
eine Teilzeitbeschäftigung wegen Geburt eines
Kindes im ersten Lebensjahr des Kindes in Anspruch
nimmt, kann nicht gekündigt und nur aus den im
§ 34 ausdrücklich angeführten Gründen nach
Zustimmung des Gerichtes entlassen werden."

8. (Grundsatzbestimmung) § 26 e Abs. 2 lautet:

„(2) Bei Inanspruchnahme eines Karenzurlaubes
durch den männlichen Dienstnehmer im zweiten
Lebensjahr des Kindes oder bei Teilzeitbeschäfti-
gung im zweiten, dritten oder vierten Lebensjahr

des Kindes kann eine Kündigung bis vier Wochen
nach Ende des Karenzurlaubes oder der Teilzeitbe-
schäftigung nur nach vorheriger Zustimmung des
Gerichtes ausgesprochen werden, wenn die Klage
auf Zustimmung zur Kündigung nach dem Ablauf
des ersten Lebensjahres des Kindes eingebracht
wurde und der Dienstgeber den Nachweis erbringt,
daß die Kündigung durch Umstände, die in der
Person des Dienstnehmers gelegen sind und die
betrieblichen Interessen nachteilig berühren oder
durch betriebliche Erfordernisse, die einer Weiter-
beschäftigung des Dienstnehmers entgegenstehen,
begründet ist und die Aufrechterhaltung des
Dienstverhältnisses dem Dienstgeber unzumutbar
ist. Der Dienstnehmer kann im zweiten, dritten oder
vierten Lebensjahr des Kindes bis vier Wochen nach
Ende des Karenzurlaubes oder der Teilzeitbeschäf-
tigung nur aus den im § 34 ausdrücklich angeführ-
ten Gründen nach Zustimmung des Gerichtes
entlassen werden."

9. (Grundsatzbestimmung) § 26 g Abs. 2 bis 4
lauten:

„(2) Der männliche Dienstnehmer kann bis zum
Ablauf des vierten Lebensjahres des Kindes eine
Verkürzung der Arbeitszeit unter den Vorausset-
zungen der Abs. 1, 5 und 6 in Anspruch nehmen,
wenn kein Karenzurlaub in Anspruch genommen
wird. Nimmt gleichzeitig auch die Mutter Teilzeit-
beschäftigung in Anspruch, besteht der Anspruch
auf Teilzeitbeschäftigung nur bis zum Ablauf des
zweiten Lebensjahres des Kindes.

(3) Wird nur im ersten Lebensjahr des Kindes ein
Karenzurlaub in Anspruch genommen, hat der
Dienstnehmer Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung

1. bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres des
Kindes, wenn gleichzeitig auch die Mutter
eine Teilzeitbeschäftigung in Anspruch nimmt
oder

2. bis zum Ablauf des dritten Lebensjahres des
Kindes, wenn entweder nur der Vater oder
beide Elternteile abwechselnd eine Teilzeitbe-
schäftigung in Anspruch nehmen.

(4) Bei Annahme an Kindes Statt oder Über-
nahme in unentgeltliche Pflege mit Adoptionsab-
sicht gelten die für die leiblichen Eltern geltenden
Bestimmungen."

10. (Grundsatzbestimmung) § 26 h Abs. 1 lautet:

„(1) Hat der Dienstgeber der Mutter, Adoptiv-
oder Pflegemutter eine Teilzeitbeschäftigung abge-
lehnt und nimmt die Mutter keinen Karenzurlaub
für diese Zeit in Anspruch, so kann der Dienstneh-
mer für diese Zeit, längstens bis zum Ablauf des
zweiten Lebensjahres des Kindes, Karenzurlaub in
Anspruch nehmen."

11. (Grundsatzbestimmung) §31 Abs. 1 erster
Satz lautet:
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„War der Dienstnehmer durch eine bestimmte Zeit
ununterbrochen bei demselben Dienstgeber oder in
demselben Betrieb beschäftigt, so gebührt ihm bei
Auflösung des Dienstverhältnisses oder wenn dieses
unter Inanspruchnahme einer Gleitpension aus einer
gesetzlichen Pensionsversicherung bei demselben
Dienstgeber mit einem im § 253 c Abs. 2 ASVG
genannten verminderten Arbeitszeitausmaß fortge-
setzt wird, eine Abfertigung."

12. (Grundsatzbestimmung) § 31 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Abfertigung wird, soweit sie den Betrag
von 30 vH des Jahresentgelts nicht übersteigt, mit
der Auflösung des Dienstverhältnisses oder bei
Fortsetzung des Dienstverhältnisses bei demselben
Dienstgeber unter Inanspruchnahme einer Gleit-
pension mit dem Zeitpunkt der Herabsetzung der
Arbeitszeit auf ein im § 253 c Abs. 2 ASVG
genanntes Ausmaß fällig. Die Ausführungsgesetze
bestimmen, inwieweit ein darüber hinausgehender
Restbetrag innerhalb eines Jahres nach Auflösung
des Dienstverhältnisses oder nach Fortsetzung des
Dienstverhältnisses mit einem im § 253 c Abs. 2
ASVG genannten verminderten Arbeitsausmaß in
Teilbeträgen abgestattet werden kann."

13. (Grundsatzbestimmung) §31 Abs. 5 Z 1
lautet:

„1. Dienstnehmer ab Erreichung der für die
(vorzeitige) Alterspension erforderlichen Al-
tersgrenze oder wegen Inanspruchnahme
einer Pension aus einem Versicherungsfall der
geminderten Arbeitsfähigkeit aus einer gesetz-
lichen Pensionsversicherung oder einer vorzei-
tigen Alterspension wegen geminderter Ar-
beitsfähigkeit aus einer gesetzlichen Pensions-
versicherung oder"

14. (Grundsatzbestimmung) Nach §31 Abs. 5
werden folgende Abs. 5 a und 5 b eingefügt:

„(5 a) Der Anspruch auf Abfertigung bleibt
weiters erhalten, wenn der Dienstnehmer wegen
Inanspruchnahme einer Gleitpension aus einer
gesetzlichen Pensionsversicherung das Dienstver-
hältnis auflöst oder mit einem im § 253 c Abs. 2
ASVG genannten verminderten Arbeitszeitausmaß
fortsetzt.

(5 b) Die Inanspruchnahme der Gleitpension ist
hinsichtlich der Abfertigungsansprüche, die auf
Normen der kollektiven Rechtsgestaltung beruhen,
der Inanspruchnahme einer vorzeitigen Alterspen-
sion bei langer Versicherungsdauer gleichzuhalten.
Sofern der Dienstnehmer bei Inanspruchnahme
einer Gleitpension im Zeitpunkt der Herabsetzung
der Arbeitszeit auf ein im § 253 c Abs. 2 ASVG
genanntes Ausmaß eine Abfertigung erhalten hat,
sind die bis zu diesem Zeitpunkt zurückgelegten
Dienstzeiten für einen weiteren Abfertigungsan-
spruch nicht zu berücksichtigen."

15. (Grundsatzbestimmung) §99 Abs. 1 lautet:

„(1) Dienstnehmerinnen dürfen bis zum Ablauf
von acht Wochen nach ihrer Entbindung nicht
beschäftigt werden. Bei Frühgeburten, Mehrlings-
geburten oder Kaiserschnittentbindungen beträgt
diese Frist mindestens zwölf Wochen. Ist eine
Verkürzung der Achtwochenfrist (§ 97 Abs. 1) vor
der Entbindung eingetreten, so verlängert sich die
Schutzfrist nach der Entbindung im Ausmaß dieser
Verkürzung, höchstens jedoch auf 16 Wochen."

16. (Grundsatzbestimmung bzw. unmittelbar
anwendbares Bundesrecht) Nach § 102 wird folgen-
der § 102 a samt Überschrift eingefügt:

„Befristete Dienstverhältnisse

§ 102 a. (1) Der Ablauf eines auf bestimmte Zeit
abgeschlossenen Dienstverhältnisses wird von der
Meldung der Schwangerschaft bis zum Beginn des
Beschäftigungsverbotes nach § 97 Abs. 1 oder dem
Beginn eines auf Dauer ausgesprochenen Beschäfti-
gungsverbotes nach § 97 Abs. 2 gehemmt, es sei
denn, daß die Befristung aus sachlich gerechtfertig-
ten Gründen erfolgt oder gesetzlich vorgesehen ist.

(2) Eine sachliche Rechtfertigung der Befristung
liegt vor, wenn diese im Interesse der Dienstnehme-
rin liegt, oder wenn das Dienstverhältnis für die
Dauer der Vertretung an der Arbeitsleistung
verhinderter Dienstnehmer, zu Ausbildungszwek-
ken, für die Zeit der Saison oder zur Erprobung
abgeschlossen wurde, wenn auf Grund der in der
vorgesehenen Verwendung erforderlichen Qualifi-
kation eine längere Erprobung als die gesetzliche
oder kollektivvertragliche Probezeit notwendig ist.

(3) (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Wird
der Ablauf des Dienstverhältnisses gemäß Abs. 1
gehemmt, so besteht bei einem Beschäftigungsver-
bot gemäß §§98 Abs. 1 und 2 und 100 Abs. 1
Anspruch auf Wochengeld gemäß den Bestimmun-
gen des ASVG."

17. (Grundsatzbestimmung) § 103 lautet:

„§ 103. Dienstnehmerinnen können während der
Schwangerschaft und bis zum Ablauf von vier
Monaten nach der Entbindung bei sonstiger
Rechtsunwirksamkeit nur aus den im § 34 ausdrück-
lich angeführten Gründen nach Zustimmung des
Gerichtes entlassen werden."

18. (Grundsatzbestimmung) § 104 Abs. 1 erster
Satz lautet:

„Macht die Anwendung der §§ 98, 99 Abs. 3 und 4
oder des § 100 Abs. 1, soweit § 102 a Abs. 3 nicht
anderes bestimmt, eine Änderung der Beschäftigung
im Betrieb erforderlich, so hat die Dienstnehmerin
Anspruch auf ein Entgelt, das dem Durchschnitts-
verdienst gleichkommt, den sie während der letzten
13 Wochen des Dienstverhältnisses vor dieser
Änderung bezogen hat."
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19. (Grundsatzbestimmung) Das Zitat in den
§§ 104 Abs. 4 und 222 Abs. 3 lautet:

„§ 67 Abs. 1 Einkommensteuergesetz 1988"

20. (Grundsatzbestimmung) Im § 105 Abs. 2 wird
vor dem letzten Satz folgender Satz eingefügt:

„Der erste Karenzurlaub im Dienstverhältnis wird
für die Bemessung der Kündigungsfrist, die Dauer
der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (Un-
glücksfall) und das Urlaubsausmaß jedoch bis zum
Höchstausmaß von zehn Monaten angerechnet."

21. (Grundsatzbestimmung) §105 Abs. 5 erster
Halbsatz lautet:

„Die §§ 102, 103 und 106 sowie die Abs. 1 bis 4 und
6 bis 8 sind auf Dienstnehmerinnen,"

22. a) (Grundsatzbestimmung) § 105 a Abs. 2
lautet:

„(2) Die Dienstnehmerin kann eine Verkürzung
der Arbeitszeit unter den Voraussetzungen des
Abs. 1 und des § 26 g Abs. 5 und 6 bis zum Ende des
vierten Lebensjahres des Kindes in Anspruch
nehmen, wenn im ersten und zweiten Lebensjahr
des Kindes kein Karenzurlaub in Anspruch
genommen wurde. Nimmt gleichzeitig auch der
Vater eine Teilzeitbeschäftigung im Anschluß an die
Frist gemäß § 99 Abs. 1 in Anspruch, besteht
Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung nur bis zum
Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes."

22. b) (Grundsatzbestimmung) § 105 a Abs. 4
lautet:

„(4) §§ 26 f Abs. 2, 26 g Abs. 3 bis 7, 26 h und 26 i
sind anzuwenden."

23. (Grundsatzbestimmung) §141 Abs. 2 Z 7
lautet:

„7. Personen, die Zivildienst nach dem Zivil-
dienstgesetz, BGBl. Nr. 679/1986, in der
jeweils geltenden Fassung, leisten."

24. (Grundsatzbestimmung) Dem § 155 wird
folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Im Betriebsrat sollen Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmer entsprechend ihrem zahlenmäßi-
gen Verhältnis vertreten sein."

25. (Grundsatzbestimmung) Nach § 160 Abs. 4
wird folgender Abs. 4 a eingefügt:

„(4 a) Bei Erstellung der Wahlvorschläge soll auf
eine angemessene Vertretung der Dienstnehmerin-
nen und der Dienstnehmer Bedacht genommen
werden."

26. a) (Grundsatzbestimmung) § 174 Abs. 2 wird
folgender Satz angefügt:

„Einem Ausschuß sollen insbesondere die Vorberei-
tung und Durchführung von Beschlüssen in den
Angelegenheiten der Gleichbehandlung, der Frau-

enförderung, der Wahrnehmung der Interessen von
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern mit Fami-
lienpflichten sowie der Maßnahmen gegen sexuelle
Belästigung übertragen werden."

26. b) (Grundsatzbestimmung) § 174 Abs. 3 wird
folgender Satz angefügt:

„Im übrigen gilt Abs: 2 zweiter Satz."

27. (Grundsatzbestimmung) Der bisherige Text
des § 185 erhält die Bezeichnung „(1)"; dem wird
folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Im Zentralbetriebsrat sollen Dienstnehme-
rinnen und Dienstnehmer entsprechend ihrem
zahlenmäßigen Verhältnis vertreten sein."

28. (Grundsatzbestimmung) § 186 Abs. 3 lautet:

„(3) Bei Erstellung der Wahlvorschläge soll auf
eine angemessene Vertretung der Dienstnehmerin-
nen und der Dienstnehmer, der Gruppen der
Arbeiter und Angestellten und der einzelnen
Betriebe des Unternehmens im Zentralbetriebsrat
Bedacht genommen werden."

29. (Grundsatzbestimmung) Im § 202 Abs. 1 wird
nach Z 23 anstelle des Punktes ein Strichpunkt
gesetzt und folgende Z 24 angefügt:

„24. Maßnahmen zum Abbau der Benachteiligung
von Frauen (Frauenförderpläne) sowie Maß-
nahmen zur Berücksichtigung von Familien-
pflichten der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer."

30. (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Der
bisherige Text des § 239 erhält die Bezeichnung
„(1)"; dem werden folgende Abs. 2 und 3 angefügt:

„(2) Die Ausführungsgesetze der Länder zu den
§§ 1 Abs. 4, 10 a, 17 Abs. 4, 26 Abs. 2 Z 1 a, 26 b
Abs. 2, 26 e Abs. 1 und 2, 26 g Abs. 2 bis 4, 26 h
Abs. 1, 99 Abs. 1, 102 a Abs. 1 und 2, 103, 104 Abs. 1
und 4, 105 Abs. 2 und 5, 105 a Abs. 2 und 4, 141
Abs. 2 Z 7, 155 Abs. 3, 160 Abs. 4 a, 174 Abs. 2 und
3, 185, 186 Abs. 3, 202 Abs. 1 Z 24 und 222 Abs. 3,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 500/1993, sind binnen sechs Monaten nach dem
der Kundmachung folgenden Tag zu erlassen.

(3) §§ 16 Abs. 3, 31 Abs. 1, 4 und 5 Z 1 sowie
Abs. 5 a und 5 b, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 500/1993, treten gegenüber den Ländern
mit 1. Juli 1993 in Kraft. Die Ausführungsgesetze
der Länder sind binnen sechs Monaten nach diesem
Tag zu erlassen."

Klestil

Vranitzky
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5©1. Bundesgesetz, mit dem das Ausländerbe-
schäftigungsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Ausländerbeschäftigungsgesetz, BGBl.
Nr. 218/1975, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 19/1993, wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 2 werden die Punkte am Ende der
lit. k und 1 jeweils durch einen Strichpunkt ersetzt
und folgende lit. m angefügt:

,,m) Staatsangehörige eines EWR-Mitgliedstaates
sowie Ehegatten eines Staatsangehörigen
eines EWR-Mitgliedstaates, der eine selbstän-
dige oder unselbständige Beschäftigung aus-
übt, sowie die Kinder dieses Staatsangehöri-
gen, die noch nicht 21 Jahre alt sind oder
denen er Unterhalt gewährt, selbst wenn sie
nicht die Staatsangehörigkeit eines EWR-
Mitgliedstaates besitzen."

2. § 12 a samt Überschrift lautet:

„Bundeshöchstzahl

§ 12 a. (1) Die Gesamtzahl der unselbständig
beschäftigten und arbeitslosen Ausländer darf den
Anteil von 8 vH am österreichischen Arbeitskräfte-
potential (Gesamtzahl der unselbständig beschäftig-
ten und arbeitslosen Inländer und Ausländer) nicht
übersteigen. Diese Gesamtzahl hat der Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales jährlich kundzumachen.

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
kann durch Verordnung die Gesamtzahl der
unselbständig beschäftigten und arbeitslosen Aus-
länder bis zum Anteil von 10 vH am österreichi-
schen Arbeitskräftepotential erhöhen, wenn es
öffentliche oder gesamtwirtschaftliche Interessen
oder die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes
erfordern."

3. Im § 27 Abs. 4 wird der Ausdruck „§ 7 Abs. 3
des Aufenthaltsgesetzes" durch den Ausdruck „§ 6
Abs. 4 des Aufenthaltsgesetzes" ersetzt.

4. § 32 lautet:

„§ 32. Die zur Sicherung der Bundeshöchstzahl
gemäß § 12 a für das Kalenderjahr 1993 festgesetz-
ten Landeshöchstzahlen gemäß § 13 a kann der
Bundesminister für Arbeit und Soziales auch
während des Jahres 1993 durch Verordnung
ändern."

5. § 34 Abs. 3 lautet:

„(3) § 27 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 501/1993 tritt mit 1. Juli 1993 in
Kraft."

6. § 34 Abs. 8 lautet:

„(8) Kundmachungen und Verordnungen gemäß
§§ 12 a und 13 a in der Fassung des Bundesgesetzes

BGBl. Nr. 501/1993 können bereits ab dem seiner
Kundmachung folgenden Tag erlassen werden; sie
dürfen jedoch frühestens mit diesem in Kraft gesetzt
werden."

7. § 34 wird folgender Absatz 10 angefügt:

„(10) § 1 Abs. 2 lit. m in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 501/1993 tritt gleichzei-
tig mit dem EWR-Abkommen *) in Kraft."

Klestil

Vranitzky

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

502. Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarkt-
förderungsgesetz, das Arbeitsverfassungsge-
setz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das Son-
derunterstützungsgesetz, das Allgemeine Sozi-
alversicherungsgesetz, das Urlaubsgesetz, das
Angestelltengesetz, das Gutsangestelltengesetz,
das Hausgehüfen- und Hausangestelltengesetz,
das Landarbeitsgesetz, das Allgemeine Bürger-
liche Gesetzbuch, das Schauspielergesetz und
das Aufenthaltsgesetz geändert werden (Be-

schäftigungssicherungsnovelle 1993)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderung des Arbeitsmarktförderungsgesetzes

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl.
Nr. 31/1969, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 461/1993, wird wie folgt geändert:

1. § 16 lautet:

„§ 16. Der Bundesminister für Arbeit und
Soziales hat nach Anhörung des Beirates für
Arbeitsmarktpolitik zu verordnen, daß Personen-
gruppen, deren Vermittlung im Hinblick auf ihre
persönlichen Verhältnisse, wie Alter oder Behinde-
rung oder vorzeitige Auflösung des Lehrverhältnis-
ses, erschwert ist, bei der Arbeits- und Lehrstellen-
vermittlung besonders zu berücksichtigen sind.
Gesetzliche Regelungen über die bevorzugte
Arbeitsvermittlung werden hiedurch nicht berührt."

2. § 29 Abs. 2 lit. b lautet:

,,b) in zwei aufeinanderfolgenden Wochen wird
im Betrieb insgesamt mindestens zwei Fünftel,
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von Arbeitnehmern über 50 Jahren im
Kurzarbeitszeitraum von längstens einem
Jahr insgesamt mindestens 15 vH, der jeweils
durch Gesetz oder Kollektivvertrag vorgese-
henen wöchentlichen Normalarbeitszeit gear-
beitet und"

3. Im § 45 a Abs. 1 werden am Ende der Z 3 das
Wort „oder" und folgende Z 4 eingefügt:

„4. von mindestens fünf Arbeitnehmern, die das
50. Lebensjahr vollendet haben,"

4. Dem § 45 a Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Abs. 1 Z 4 ist nicht anzuwenden, wenn die
Auflösung der Arbeitsverhältnisse ausschließlich auf
die Beendigung der Saison bei Saisonbetrieben
zurückzuführen ist."

5. Dem § 45 a Abs. 7 wird folgender Satz
angefügt :

„Das zuständige Arbeitsamt hat vor allem auch
darauf hinzuwirken, daß eine Beschäftigung der
betroffenen älteren Arbeitnehmer (Abs. 1 Z 4) im
bisherigen oder in einem anderen Betrieb ermöglicht
wird."

6. Im § 53 wird im Abs. 4 der Ausdruck „§§ 27 a,
35 a und 45 a" durch den Ausdruck „§§ 27 a und
35 a" ersetzt und folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Die §§ 16 und 29 Abs. 2 lit. b in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 und 45 a in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 18/1993
und 502/1993 treten mit 1. August 1993 in Kraft."

Artikel II

Änderung des Arbeitsverfassungsgesetzes

Das Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl.
Nr. 22/1974, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 460/1993, wird wie folgt geändert:

1. Dem §105 Abs. 3 Z 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Umstände gemäß lit. a, die ihre Ursache in einem
höheren Lebensalter eines Arbeitnehmers haben, der
im Betrieb oder Unternehmen, dem der Betrieb
angehört, langjährig beschäftigt ist, dürfen zur
Rechtfertigung der Kündigung des älteren Arbeit-
nehmers nur dann herangezogen werden, wenn
durch die Weiterbeschäftigung betriebliche Interes-
sen erheblich nachteilig berührt werden."

2. In § 109 Abs. 3 wird nach dem ersten Satz
folgender Satz eingefügt:

„Sind mit einer solchen Betriebsänderung Kündi-
gungen von Arbeitnehmern verbunden, so soll die
Betriebsvereinbarung auf die Interessen von älteren
Arbeitnehmern besonders Bedacht nehmen."

3. Nach § 171 Abs. 1 a wird folgender Abs. 1 b
eingefügt:

„(1 b) § 105 Abs. 3 Z 2 und § 109 Abs. 3 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993
treten mit 1. August 1993 in Kraft."

Artikel III

Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes

Das Ausländerbeschäftigungsgesetz, BGBl.
Nr. 218/1975, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 501/1993, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 2 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Für die Beurteilung, ob eine Beschäftigung
im Sinne des Abs. 2 vorliegt, ist der wahre
wirtschaftliche Gehalt und nicht die äußere
Erscheinungsform des Sachverhaltes maßgebend.
Eine Beschäftigung im Sinne des Abs. 2 liegt
insbesondere auch dann vor, wenn

1. ein Gesellschafter einer Personengesellschaft
zur Erreichung des gemeinsamen Gesell-
schaftszweckes oder

2. ein Gesellschafter einer Gesellschaft mit
beschränkter Haftung mit einem Geschäftsan-
teil von weniger als 25%

Arbeitsleistungen für die Gesellschaft erbringt, die
typischerweise in einem Arbeitsverhältnis geleistet
werden, es sei denn, das Arbeitsamt stellt auf Antrag
fest, daß ein wesentlicher Einfluß auf die Geschäfts-
führung der Gesellschaft durch den Gesellschafter
tatsächlich persönlich ausgeübt wird. Den Nachweis
hiefür hat der Antragsteller zu erbringen."

2. Im § 4 Abs. 3 wird der Punkt am Ende der Z 15
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 16
angefügt:

„16. der Arbeitgeber nicht hinsichtlich dieses oder
eines vergleichbaren Arbeitsplatzes innerhalb
von sechs Monaten vor oder im Zuge der
Antragstellung
a) die Kündigung des Arbeitsverhältnisses

eines Arbeitnehmers, der das 50. Lebens-
jahr vollendet hat, ausgesprochen hat
oder

b) die Einstellung eines für den konkreten
Arbeitsplatz geeigneten Arbeitnehmers,
der das 50. Lebensjahr vollendet hat,
abgelehnt hat,

es sei denn, der Arbeitgeber macht glaubhaft,
daß die Kündigung oder die Ablehnung der
Einstellung nicht auf Grund des Alters des
Arbeitnehmers erfolgt ist."

3. § 4 wird folgender Abs. 10 angefügt:

„(10) Abs. 3 Z 4 ist hinsichtlich einer Beschäfti-
gung im Sinne des § 2 Abs. 4 als erfüllt anzusehen,
wenn die Beschäftigung keine Gefährdung der
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Lohn- und Arbeitsbedingungen der inländischen
Arbeitnehmer mit sich bringt. Eine Gefährdung ist
anzunehmen, wenn die Einkünfte des Gesellschaf-
ters, beginnend mit der Aufnahme seiner Tätigkeit,
unter dem ortsüblichen Entgelt inländischer Arbeit-
nehmer liegen, die eine vergleichbare Tätigkeit
ausüben."

4. § 34 Abs. 8 entfällt.

5. § 34 wird folgender Abs. 11 angefügt:

„(11) § 2 Abs. 4 und § 4 Abs. 10 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 treten mit
1. August 1993 in Kraft."

6. Dem § 34 wird folgender Abs. 12 angefügt:

„(12) §4 Abs. 3 Z 16 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 tritt mit
1. August 1993 in Kraft und ist auf Sachverhalte
anzuwenden, die sich nach dem 1. August 1993
ereignen."

Artikel IV

Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
1977

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl.
Nr. 609; zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 461/1993, wird wie folgt geändert:

1. § 9 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 9. (1) Arbeitswillig ist, wer bereit ist,
— eine durch das Arbeitsamt vermittelte zumut-

bare Beschäftigung anzunehmen oder
— sich zum Zwecke beruflicher Ausbildung

nach- und umschulen zu lassen oder
— an einer Maßnahme zur Wiedereingliederung

in den Arbeitsmarkt teilzunehmen oder
— von einer sonst sich bietenden Arbeitsmög-

lichkeit Gebrauch zu machen und
— auch sonst alle gebotenen Anstrengungen von

sich aus unternimmt, eine Beschäftigung zu
erlangen, soweit ihm dies nach seinen
persönlichen Fähigkeiten zumutbar ist."

2. § 10 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 10. (1) Wenn der Arbeitslose
— sich weigert, eine ihm vom Arbeitsamt

zugewiesene zumutbare Beschäftigung anzu-
nehmen oder die Annahme einer solchen
Beschäftigung vereitelt, oder

— sich ohne wichtigen Grund weigert, einem
Auftrag zur Nach(Um)schulung zu entspre-
chen oder durch sein Verschulden den Erfolg
der Nach(Um)schulung vereitelt, oder

— ohne wichtigen Grund die Teilnahme an einer
Maßnahme zur Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt verweigert oder den Erfolg der
Maßnahme vereitelt, oder

— auf Aufforderung durch das Arbeitsamt nicht
bereit oder in der Lage ist, ausreichende
Anstrengungen zur Erlangung einer Beschäf-
tigung glaubhaft zu machen,

verliert er für die Dauer der Weigerung, jedenfalls
aber für die Dauer der auf die Weigerung folgenden
vier Wochen, den Anspruch auf Arbeitslosengeld.
Liegt im Zeitraum eines Jahres vor dem Beginn eines
Anspruchsverlustes bereits ein früherer Anspruchs-
verlust, so beträgt der im ersten Satz genannte
Zeitraum sechs Wochen, im Falle von zwei oder
mehr Anspruchsverlusten acht Wochen. Die Zeiten
des Anspruchsverlustes verlängern sich um die in
ihnen liegenden Zeiträume, während derer Kran-
kengeld bezogen wurde."

3. § 18 Abs. 2 lit. c und Abs. 4 werden aufgeho-
ben.

4. § 18 Abs. 5 lautet:

„(5) Die Bezugsdauer nach Abs. 1 und 2
verlängert sich um höchstens 156 Wochen um
Zeiten, in denen der Arbeitslose an einer Maßnahme
im Sinne des Abs. 6 teilnimmt. Diese Verlängerung
kann um höchstens insgesamt 209 Wochen erfolgen,

1. wenn die Maßnahme in einer Ausbildung
besteht, für die gesetzliche oder auf gesetzli-
cher Grundlage erlassene Vorschriften eine
längere Dauer vorsehen, für die Zeit dieser
Ausbildung;

2. wenn der Arbeitslose das 50. Lebensjahr
vollendet hat und trotz Teilnahme an
Maßnahmen im Sinne des Abs. 6 die Arbeitslo-
sigkeit noch immer fortdauert oder wieder
eingetreten ist."

5. § 18 Abs. 6 lautet:

„(6) Eine Maßnahme im Sinne des Abs. 5 ist vom
Landesarbeitsamt anzuerkennen, wenn

a) ein oder mehrere Unternehmen für arbeitslos
gewordene Arbeitnehmer eine Einrichtung
bereitstellen, die für die Planung und
Durchführung von Maßnahmen der in lit. b
genannten Art nach einem einheitlichen
Konzept verantwortlich ist und diesem
Konzept von den für den Wirtschaftszweig in
Betracht kommenden kollektivvertragsfähi-
gen Körperschaften der Dienstgeber und
Dienstnehmer zugestimmt worden ist,

b) es sich um Maßnahmen handelt, die dem
Arbeitslosen die Wiedererlangung eines Ar-
beitsplatzes insbesondere durch eine Ausbil-
dung oder Weiterbildung im Rahmen des
Unternehmens, der Einrichtung oder von
anderen Schulungseinrichtungen erleichtern
sollen und nach dem Inhalt und nach den
angestrebten Zielen den arbeitsmarktpoliti-
schen Erfordernissen dienen,

c) die Maßnahme eine Vollauslastung des
Arbeitslosen gleich einem Arbeitnehmer unter
Berücksichtigung von Freizeiten, üblichen
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Urlaubsansprüchen u. dgl. bewirkt, oder bei
Arbeitslosen, die das 50. Lebensjahr vollendet
haben, an die Stelle der Vollauslastung eine
intensive Betreuung durch die Einrichtung mit
dem Ziel der Beendigung der Arbeitslosigkeit
tritt,

d) die Realisierung des Konzeptes unter Be-
dachtnahme auf lit. a und b durch ausrei-
chende Bereitstellung der finanziellen, orga-
nisatorischen, sachlichen und personellen
Voraussetzungen von der Einrichtung sicher-
gestellt ist, und

e) dem Arbeitslosen eine Zuschußleistung vom
Träger der Einrichtung während seiner
Zugehörigkeit zu ihr gewährt wird.

Die Maßnahme ist mit Bescheid anzuerkennen,
wobei nur das betreffende Unternehmen oder die
Einrichtung, sofern sie Rechtspersönlichkeit besitzt,
Parteistellung hat."

6. Im § 22 Abs. 1 sind nach dem Wort „beziehen"
die Worte „bzw. die Anspruchsvoraussetzungen für
eine Pension aus einem der Versicherungsfälle des
Alters erfüllen" einzufügen.

7. a) Nach § 25 Abs. 1 ist folgender Abs. 2
einzufügen:

„(2) Hat der Empfänger des Arbeitslosengeldes
(der Notstandshilfe) eine Tätigkeit nicht binnen drei
Tagen gemeldet, die gemäß § 12 das Vorliegen von
Arbeitslosigkeit ausschließt, so ist unbeschadet einer
Rückforderung des unberechtigt Empfangenen und
unbeschadet allfälliger Straffolgen der Anspruch auf
Arbeitslosengeld (auf Notstandshilfe) für die Dauer
von vier auf die Beendigung der verschwiegenen
Tätigkeit folgenden Wochen abzuerkennen, es sei
denn, der Empfänger des Arbeitslosengeldes (der
Notstandshilfe) kann glaubhaft machen, daß er mit
einer rechtzeitigen Abmeldung vom Bezug des
Arbeitslosengeldes (der Notstandshilfe) durch eine
Anmeldung zur Sozialversicherung rechnen konnte.
Eine Berufung auf die in § 50 festgelegte Meldefrist
ist für sich alleine nicht geeignet, die Aberkennung
des Anspruches auf Arbeitslosengeld hintanzuhal-
ten. Wurde während des Zeitraumes, für den der
Anspruch auf Arbeitslosengeld (auf Notstandshilfe)
aberkannt wurde, bereits Arbeitslosengeld (Not-
standshilfe) bezogen, so ist der Bezug zurückzufor-
dern."

b) Die bisherigen Abs. 2 bis 4 erhalten die
Bezeichnung Abs. 3 bis 5.

c) Der bisherige Abs. 5 erhält die Bezeichnung
Abs. 6 und hat zu lauten:

„(6) Eine Verpflichtung zum Ersatz des unbe-
rechtigt Empfangenen einschließlich der Aberken-
nung des Anspruches auf Arbeitslosengeld gemäß
Abs. 2 oder eine Verfügung zur Nachzahlung ist für
Zeiträume unzulässig, die länger als fünf Jahre,
gerechnet ab Kenntnis des maßgeblichen Sachver-

haltes durch das Arbeitsamt, zurückliegen. Ebenso
tritt ein Bescheid über die Aberkennung des
Anspruches auf Arbeitslosengeld nach Ablauf von
fünf Jahren ab Eintritt der Rechtskraft außer Kraft,
wenn er bis zu diesem Zeitpunkt nicht vollzogen
wurde."

d) Der bisherige Abs. 6 erhält die Bezeichnung
Abs. 7 und im neuen Abs. 7 wird der Ausdruck
„Abs. 3" durch den Ausdruck „Abs. 4" ersetzt.

8. Im § 36 Abs. 3 lit. B erhält die bisherige sublit. b
die Bezeichnung „c" und folgende neue sublit. b
wird eingefügt:

,,b) Der Freibetrag nach sublit. a ist um 100 vH zu
erhöhen, wenn der Arbeitslose nach dem 50.
Lebensjahr einen Anspruch auf Arbeitslosen-
geld für die Dauer von 52 Wochen (§ 18
Abs. 2 lit. b) oder länger erschöpft hat. Der
Freibetrag nach sublit. a ist um 200 vH zu
erhöhen, wenn der Arbeitslose bei Eintritt der
Arbeitslosigkeit nach dem 55. Lebensjahr
einen Anspruch auf Arbeitslosengeld für die
Dauer von 52 Wochen (§ 18 Abs. 2 lit. b) oder
länger erschöpft und auf die Anwartschaft
anrechenbare Zeiten (§14 Abs. 4) von minde-
stens 240 Monaten oder von 1 040 Wochen
nachgewiesen hat. In beiden Fällen ist eine
Freibetragserhöhung nur zulässig, wenn die
Arbeitsmarktverwaltung dem Arbeitslosen
auch unter weitestmöglichem Einsatz von
Förderungsmaßnahmen im Sinne des § 19
Abs. 1 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes
keine zumutbare Beschäftigung vermitteln
konnte und der Vermittlungsausschuß vor der
Zuerkennung und jeweiligen Verlängerung
der Notstandshilfe zur Erhöhung des Freibe-
trages angehört wurde."

9. Im § 36 Abs. 3 lit. B sublit. e wird der Ausdruck
„für die darauffolgenden sechs Monate" durch den
Ausdruck „für die darauffolgenden 52 Wochen"
ersetzt.

10. Dem §76 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Soweit nach diesem Bundesgesetz der
Vermittlungsausschuß des Arbeitsamtes anzuhören
ist, kann dieser unter Bedachtnahme auf die
Arbeitsmarktlage einhellig bestimmen, daß bei
bestimmten Gruppen von Geschäftsfällen an die
Stelle der Anhörung die nachträgliche Berichterstat-
tung durch das Arbeitsamt treten kann."

11. Dem §79 werden folgende Abs. 5 und 6
angefügt:

„(5) § 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1, § 18 Abs. 5 und 6, § 25
Abs. 2 bis 7, § 36 Abs. 3 lit. B sublit. b, c und e sowie
§ 76 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 502/1993 treten mit 1. August 1993 in
Kraft.
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(6) Verordnungen auf Grund des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 502/1993 können bereits von dem seiner
Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden;
sie dürfen jedoch erst mit dem im Abs. 5
bezeichneten Zeitpunkt in Kraft treten."

12. Nach § 79 werden folgende §§ 80 und 81 samt
Überschriften angefügt:

„Außerkrafttreten
§ 80. (1) § 18 Abs. 2 lit. c und Abs. 4 sowie die

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und
Soziales, mit der Regionen festgelegt werden, in
denen ältere Arbeitnehmer einen längeren Arbeits-
losengeldbezug haben, BGBl. Nr. 635/1991, treten
mit Ablauf des 31. Juli 1993 außer Kraft. Vor dem
Außerkrafttreten dieser Bestimmung geltend ge-
machte Ansprüche (§ 46) werden nicht berührt. Eine
Geltendmachung liegt auch vor, wenn der Anspruch
ruht.

(2) § 36 Abs. 3 lit. B sublit. b in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 1995 außer Kraft. Vor dem
Außerkrafttreten dieser Bestimmung geltend ge-
machte Ansprüche (§ 46) werden nicht berührt. Eine
Geltendmachung liegt auch vor, wenn der Anspruch
ruht.

Übergangsrecht

§ 81. Dienstnehmer, die ihren Anspruch auf
Arbeitslosengeld nach Ablauf des 31. Juli 1993
geltend machen, haben Anspruch auf Arbeitslosen-
geld gemäß § 18 Abs. 2 lit. c in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 682/1991 und der auf
Grund des § 18 Abs. 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 232/1988 erlassenen
Verordnung des Bundesministers für Arbeit und
Soziales, mit der Regionen festgelegt werden, in
denen ältere Arbeitnehmer einen längeren Arbeits-
losengeldbezug haben, BGBl. Nr. 635/1991, wenn

1. ihr Dienstverhältnis vor dem 1. August 1993
gekündigt und auf Grund von Kündigungsfri-
sten oder auch Kündigungsterminen, die auf
Gesetz, Normen der kollektiven Rechtsgestal-
tung oder Vereinbarungen im Arbeitsvertrag
beruhen, erst am 31. Juli 1993 oder später
beendet wurde oder

2. ihr Dienstverhältnis vor dem 1. August 1993
im Rahmen eines Sozialplanes einvernehmlich
aufgelöst und auf Grund der Berücksichtigung
von Kündigungsfristen oder auch Kündi-
gungsterminen, die auf Gesetz, Normen der
kollektiven Rechtsgestaltung oder Vereinba-
rungen im Arbeitsvertrag beruhen, welche im
Falle einer Kündigung einzuhalten gewesen
wären, erst am 31. Juli 1993 oder später
beendet wurde, oder

3. ihr Dienstverhältnis auf Grund eines vor dem
1. August 1993 geschlossenen gerichtlichen
Vergleiches erst später beendet wurde."

Artikel V

Änderung des Sonderunterstützungsgesetzes

Das Sonderunterstützungsgesetz, BGBl.
Nr. 642/1973, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 416/1992, wird wie folgt geän-
dert:

1 a. Im Artikel IV wird die Überschrift von
„Aufhebung von Vorschriften" auf „Schlußbestim-
mungen" geändert und folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Abweichend von § 1 Abs. 1 Z 1 lit. a haben
die im Abs. 2 angeführten Personen Anspruch auf
Sonderunterstützung, wenn sie im Zeitpunkt der
Beendigung des Dienstverhältnisses das 50. Lebens-
jahr vollendet haben."

1 b. Im Art. IV Abs. 2 wird der Ausdruck „§ 15
Abs. 2 ASVG" durch den Ausdruck „§ 15 Abs. 2
und 3 Z 1 ASVG" ersetzt.

2. Artikel V erhält die Absatzbezeichnung „(1)";
folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Artikel IV Abs. 2 und 3 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 tritt mit
1. August 1993 in Kraft."

Artikel VI

Änderung des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 335/1993, wird wie folgt
geändert:

1. Im § 122 Abs. 2 Z 2 lit. c wird der Ausdruck
„gemäß §§ 10 bzw. 11 AlVG" durch den Ausdruck
„gemäß den §§ 10, 11 bzw. 25 Abs. 2 A1VG" ersetzt.

2. Nach § 551 wird folgender § 552 angefügt:

„§ 552. § 122 Abs. 2 Z 2 lit. c in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 tritt mit
1. August 1993 in Kraft."

Artikel VII

Änderung des Urlaubsgesetzes

Das Urlaubsgesetz, BGBl. Nr. 390/1976, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 833/1992., wird wie folgt geändert:

1. §2 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Anspruch auf Urlaub entsteht in den
ersten sechs Monaten des ersten Arbeitsjahres im
Verhältnis zu der im Arbeitsjahr zurückgelegten
Dienstzeit, nach sechs Monaten in voller Höhe. Ab
dem zweiten Arbeitsjahr entsteht der gesamte
Urlaubsanspruch mit Beginn des Arbeitsjahres."
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2. § 9 Abs. 1 Z 5 lautet:

„5. Zeitablauf und einvernehmliche Lösung, wenn
bereits mehr als die Hälfte des Urlaubsjahres
verstrichen ist;"

3. Dem § 9 Abs. 1 wird folgende Z 6 angefügt:

„6. Kündigung seitens des Arbeitnehmers ab dem
zweiten Arbeitsjahr, wenn bereits mehr als die
Hälfte des Urlaubsjahres verstrichen ist."

4. § 19 erhält die Bezeichnung § 19 Abs. 1,
folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 2 Abs. 2 und § 9 Abs. 1 Z 5 und 6 dieses
Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 502/1993 treten mit 1. August 1993 in
Kraft."

Artikel VIII

Änderung des Angestelltengesetzes

Das Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 459/1993, wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige § 22 erhält die Bezeichnung § 22
Abs. 1 und lautet:

„§ 22. (1) Während der Kündigungsfrist sind dem
Angestellten auf sein Verlangen wöchentlich
mindestens acht Arbeitsstunden ohne Schmälerung
des Entgeltes freizugeben, bei Kündigung durch den
Angestellten mindestens vier Stunden."

2. Dem § 22 Abs. 1 werden folgende Abs. 2 und 3
angefügt:

„(2) Ansprüche nach Abs. 1 bestehen nicht
1. bei Kündigung durch den Angestellten wegen

Inanspruchnahme einer Pension aus der
gesetzlichen Pensionsversicherung;

2. bei Kündigung durch den Dienstgeber, wenn
der Angestellte einen Anspruch auf eine
Pension aus der gesetzlichen Pensionsversi-
cherung hat, sofern eine Bescheinigung über
die vorläufige Krankenversicherung vom Pen-
sionsversicherungsträger ausgestellt wurde
(§ 10 Abs. 7 ASVG).

(3) Abs. 2 gilt nicht bei Kündigung wegen
Inanspruchnahme einer Pension gemäß § 253 c des
Allgemeinen. Sozialversicherungsgesetzes (ASVG),
BGBl. Nr. 189/1955, in der jeweils geltenden
Fassung."

3. Dem § 22 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Durch Kollektivvertrag können abwei-
chende Regelungen getroffen werden."

4. Dem Art. X Abs. 2 wird folgende Z 4 angefügt:

„4. § 22 dieses Bundesgesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 tritt mit
1. August 1993 in Kraft."

Artikel IX

Änderung des Gutsangestelltengesetzes

Das Gutsangestelltengesetz, BGBl.
Nr. 538/1923, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 459/1993, wird wie folgt geän-
dert:

1. Der bisherige § 20 erhält die Bezeichnung § 20
Abs. 1 und lautet:

„§ 20. (1) Während der Kündigungsfrist sind dem
Dienstnehmer auf sein Verlangen wöchentlich zwei,
im ganzen jedoch nicht mehr als 21 Werktage ohne
Schmälerung des Entgelts freizugeben. Der Dienst-
nehmer hat die Wahl, ob ihm die Tage einzeln oder
bis zum Höchstausmaß von sechs Werktagen
innerhalb sechs Wochen in unmittelbarer Aufeinan-
derfolge zu gewähren sind. Bei Kündigung durch
den Dienstnehmer besteht der Anspruch mindestens
im halben Ausmaß. Ergibt diese Berechnung
Bruchteile von Tagen, sind diese auf ganze Tage
aufzurunden."

2. Dem § 20 Abs. 1 werden folgende Abs. 2 und 3 -
angefügt:

„(2) Ansprüche nach Abs. 1 bestehen nicht
1. bei Kündigung durch den Dienstnehmer

wegen Inanspruchnahme einer Pension aus
der gesetzlichen Pensionsversicherung;

2. bei Kündigung durch den Dienstgeber, wenn
der Dienstnehmer einen Anspruch auf eine
Pension aus der gesetzlichen Pensionsversi-
cherung hat, sofern eine Bescheinigung über
die vorläufige Krankenversicherung vom Pen-
sionsversicherungsträger ausgestellt wurde
(§ 10 Abs. 7 ASVG).

(3) Abs. 2 gilt nicht bei Kündigung wegen
Inanspruchnahme einer Pension gemäß § 253 c des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG),
BGBl. Nr. 189/1955, in der jeweils geltenden
Fassung."

3. Dem § 20 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Durch Kollektivvertrag können abwei-
chende Regelungen getroffen werden."

4. Dem § 42 Abs. 5 wird folgender Abs. 6
angefügt:

„(6) § 20 dieses Bundesgesetzes in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 tritt mit
1. August 1993 in Kraft."

Artikel X

Änderung des Hausgehilfen- und
Hausangestelltengesetzes

Das Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz,
BGBl. Nr. 235/1962, zuletzt geändert durch das
BGBl. Nr. 459/1993, wird wie folgt geändert:
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1. § 16 lautet samt Überschrift:

„Freizeit während der Kündigungsfrist

§ 16. (1) Während der Kündigungsfrist sind die in
die Hausgemeinschaft des Dienstgebers aufgenom-
menen Dienstnehmer auf Verlangen während einer
angemessenen Zeit, mindestens jedoch acht Stunden
wöchentlich, ohne Schmälerung des Entgelts von
ihrer Arbeitsleistung freizustellen.

(2) Die Vorschrift des Abs. 1 gilt für nicht in die
Hausgemeinschaft des Dienstgebers aufgenommene
Dienstnehmer mit der Maßgabe, daß sie wöchent-
lich in einem Ausmaß von ihrer Arbeitsleistung
freizustellen sind, das einem Sechstel ihrer Wochen-
arbeitszeit entspricht, mindestens jedoch vier
Stunden beträgt.

(3) Bei Kündigung durch den Dienstnehmer
gebührt der Anspruch gemäß Abs. 1 und 2 im halben
Ausmaß.

(4) Ansprüche nach Abs. 1 bis 3 bestehen nicht
1. bei Kündigung durch den Dienstnehmer

wegen Inanspruchnahme einer Pension aus
der gesetzlichen Pensionsversicherung;

2. bei Kündigung durch den Dienstgeber, wenn
der Dienstnehmer einen Anspruch auf eine
Pension aus der gesetzlichen Pensionsversi-
cherung hat, sofern eine Bescheinigung über
die vorläufige Krankenversicherung vom Pen-
sionsversicherungsträger ausgestellt wurde
(§ 10 Abs. 7 ASVG).

(5) Abs. 4 gilt nicht bei Kündigung wegen
Inanspruchnahme einer Pension gemäß § 253 c des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG),
BGBl. Nr. 189/1955, in der jeweils geltenden
Fassung.

(6) Durch Kollektivvertrag können abweichende
Regelungen getroffen werden."

2. Dem § 27 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) § 16 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 502/1993 tritt mit 1. August 1993 in
Kraft."

Artikel XI

Änderung des Landarbeitsgesetzes 1984

Die im Landarbeitsgesetz 1984, BGBl. Nr. 287,
für die Regelung des Arbeitsrechtes in der Land-
und Forstwirtschaft gemäß Art. 12 Abs. 1 Z 6 B-VG
aufgestellten Grundsätze sowie sonstigen Bestim-
mungen, die unmittelbar anwendbares Bundesrecht
darstellen, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 500/1993, werden wie folgt geändert:

1. (Grundsatzbestimmung) § 32 lautet samt
Überschrift:

„Freizeit bei Beendigung des Dienstverhältnisses

§ 32. (1) Dem Dienstnehmer ist im Falle der
Kündigung oder vier Wochen vor Ablauf des auf
bestimmte Zeit abgeschlossenen Dienstvertrages
nach mindestens dreimonatiger Beschäftigungs-
dauer auf Verlangen eine freie Zeit ohne Schmäle-
rung des Entgelts zu gewähren.

(2) Die freie Zeit beträgt bei einem auf bestimmte
Zeit abgeschlossenen Dienstvertrag und bei 14tägi-
ger Kündigungsfrist zwei Werktage, bei einer
Kündigungsfrist von einem Monat drei Werktage,
bei einer solchen von zwei Monaten vier Werktage
und bei einer zwei Monate übersteigenden Kündi-
gungsfrist fünf Werktage. Die freien Tage können
auch aufeinanderfolgend genommen werden.

(3) Bei Kündigung durch den Dienstnehmer
gebührt der Anspruch gemäß Abs. 1 und 2
mindestens im halben Ausmaß. Ergibt diese
Berechnung Bruchteile von Werktagen, sind diese
auf ganze Werktage aufzurunden.

(4) Ansprüche nach Abs. 1 bis 3 bestehen nicht
1. bei Kündigung durch den Dienstnehmer

wegen Inanspruchnahme einer Pension aus
der gesetzlichen Pensionsversicherung;

2. bei Kündigung durch den Dienstgeber, wenn
der Dienstnehmer einen Anspruch auf eine
Pension aus der gesetzlichen Pensionsversi-
cherung hat, sofern eine Bescheinigung über
die vorläufige Krankenversicherung vom Pen-
sionsversicherungsträger ausgestellt wurde
(§ 10 Abs. 7 ASVG).

(5) Abs. 4 gilt nicht bei Kündigung wegen
Inanspruchnahme einer Pension gemäß § 253 c des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG),
BGBl. Nr. 189/1955, in der jeweils geltenden
Fassung.

(6) Durch Kollektivvertrag können abweichende
Regelungen getroffen werden."

2. (Grundsatzbestimmung) § 67 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Anspruch auf Urlaub entsteht in den
ersten sechs Monaten des ersten Dienstjahres im
Verhältnis zu der im Dienstjahr zurückgelegten
Dienstzeit, nach sechs Monaten in voller Höhe. Ab
dem zweiten Dienstjahr entsteht der gesamte
Urlaubsanspruch mit Beginn des Dienstjahres."

3. (Grundsatzbestimmung) § 74 Abs. 1 Z 5 lautet:

„5. Zeitablauf und einvernehmliche Lösung, wenn
bereits mehr als die Hälfte des Urlaubsjahres
verstrichen ist."

4. (Grundsatzbestimmung) Dem § 74 Abs. 1 wird
folgende Z 6 angefügt:

„6. Kündigung seitens des Dienstnehmers ab dem
zweiten Dienstjahr, wenn bereits mehr als die
Hälfte des Urlaubsjahres verstrichen ist."
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5. (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Dem
§ 239 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die Ausführungsgesetze der Länder zu den
§§ 32, 67 Abs. 2, 74 Abs. 1 Z 5 und 6 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 sind
binnen sechs Monaten nach dem der Kundmachung
folgenden Tag zu erlassen."

Artikel XII

Änderung des ABGB

Das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch vom
1.Juni 1811, JGS Nr. 946, wird mit Wirkung
1. August 1993 wie folgt geändert:

§ 1160 samt Überschrift lautet:

„Freizeit während der Kündigungsfrist

§ 1160. (1) Während der Kündigungsfrist sind
dem Dienstnehmer auf sein Verlangen wöchentlich
mindestens acht Arbeitsstunden ohne Schmälerung
des Entgelts freizugeben, bei Kündigung durch den
Dienstnehmer mindestens vier Stunden.

(2) Ansprüche nach Abs. 1 bestehen nicht
1. bei Kündigung durch den Dienstnehmer

wegen Inanspruchnahme einer Pension aus
der gesetzlichen Pensionsversicherung;

2. bei Kündigung durch den Dienstgeber, wenn
der Dienstnehmer einen Anspruch auf eine
Pension aus der gesetzlichen Pensionsversi-
cherung hat, sofern eine Bescheinigung über
die vorläufige Krankenversicherung vom Pen-
sionsversicherungsträger ausgestellt wurde
(§10 Abs. 7 ASVG).

(3) Abs. 2 gilt nicht bei Kündigung wegen
Inanspruchnahme einer Pension gemäß § 253 c des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG),
BGBl. Nr. 189/1955, in der jeweils geltenden
Fassung.

(4) Durch Kollektivvertrag können abweichende
Regelungen getroffen werden."

Artikel XIII
Änderung des Schauspielergesetzes

Das Schauspielergesetz, BGBl. Nr. 441/1922,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 304/1978, wird wie folgt geändert:

1. § 36 samt Überschrift lautet:

„Freizeit während der Kündigungsfrist
(Gastspielurlaub)

§ 36. (1) Ist der Vertrag für wenigstens fünf
Monate geschlossen worden oder hat das Dienst-
verhältnis wenigstens fünf Monate gedauert, so hat

der Unternehmer nach der Kündigung oder in der
letzten Spielzeit vor Ablauf der Vertragsdauer dem
Mitgliede auf Verlangen eine angemessene freie
Zeit in der Gesamtdauer von mindestens acht
Tagen, bei Kündigung durch das Mitglied von
mindestens vier Tagen auf einmal oder geteilt zu
gewähren. Für diese Zeit sind die festen Bezüge zu
entrichten.

(2) Ansprüche nach Abs. 1 bestehen nicht
1. bei Kündigung durch das Mitglied wegen

Inanspruchnahme einer Pension aus der
gesetzlichen Pensionsversicherung ;

2. bei Kündigung durch den Unternehmer, wenn
das Mitglied einen Anspruch auf eine Pension
aus der gesetzlichen Pensionsversicherung hat,
sofern eine Bescheinigung über die vorläufige
Krankenversicherung vom Pensionsversiche-
rungsträger ausgestellt wurde (§10 Abs. 7
ASVG).

(3) Abs. 2 gilt nicht bei Kündigung wegen
Inanspruchnahme einer Pension gemäß § 253 c des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG),
BGBl. Nr. 189/1955, in der jeweils geltenden
Fassung.

(4) Durch Kollektivvertrag können abweichende
Regelungen getroffen werden."

2. § 53 Abs. 2 lautet:

„(2) § 36 dieses Bundesgesetzes in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 tritt mit
1. August 1993 in Kraft."

Artikel XIV

Änderung des Aufenthaltsgesetzes

Das Aufenthaltsgesetz, BGBl. Nr. 466/1992, in
der Fassung BGBl: Nr. 838/1992 wird wie folgt
geändert:

1. Dem Kurztitel „(Aufenthaltsgesetz)" wird
innerhalb der Klammern die Abkürzung „— AufG"
angefügt.

2. Dem § 1 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Der Bundesminister für Inneres kann im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit
und Soziales durch Verordnung weitere Gruppen
von Fremden vom Erfordernis der Bewilligung nach
Abs. 1 ausnehmen, soweit diese hinsichtlich ihrer
Tätigkeit im Bundesgebiet gemäß § 1 Abs. 2 AuslBG
oder auf Grund einer Verordnung nach § 1 Abs. 4
AuslBG vom Geltungsbereich des Ausländerbe-
schäftigungsgesetzes ausgenommen sind."

Klestil

Vranitzky


